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3. Instanz

Datum -

Unter ZurÃ¼ckweisung der Berufung des KlÃ¤gers im Ã�brigen wird das Urteil des
Sozialgerichts Cottbus vom 09. April 2003 geÃ¤ndert. Die Bescheide vom 12.
November 1999 und vom 18. Februar 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2001 werden insoweit aufgehoben, als sie bei
der Rentenberechnung einen Leistungszuschlag fÃ¼r die Zeit vom 01. Juni bis 20.
November 1988 nicht berÃ¼cksichtigen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Zehntel
der auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten. Die Revision wird
nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen eine Minderung seiner Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig
unter Tage beschÃ¤ftigte Bergleute ab 01. Februar 2000 wegen der
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NichtberÃ¼cksichtigung zusÃ¤tzlicher Entgeltpunkte fÃ¼r stÃ¤ndige Arbeiten unter
Tage (Leistungszuschlag) fÃ¼r die Zeit vom 01. Juni 1988 bis 31. Dezember 1993.

Der im 1938 geborene KlÃ¤ger, der eine abgeschlossene Ausbildung zum Schlosser
absolvierte, war bergmÃ¤nnisch ab 22. November 1960 zunÃ¤chst als GerÃ¤tewart
bei der Hauptstelle fÃ¼r das Grubenrettungswesen und das Gasschutzwesen und
ab 01. Januar 1965 als GerÃ¤temechaniker und hauptamtlicher GerÃ¤tewart bei der
Grubenrettungsstelle des VEB Braunkohlenwerks (BKW) F MtÃ¤tig.

Ab 01. Mai 1988 erhielt er Bergmannsvollrente, der sieben Jahre einer
versicherungspflichtigen TÃ¤tigkeit, 28 Jahre einer solchen TÃ¤tigkeit im Bergbau
und ein Leistungszuschlag fÃ¼r 27 Jahre Unter-Tage-TÃ¤tigkeit (Oktober 1960 bis
April 1988) zugrunde lagen (Bescheid der Sozialversicherung vom 12. Mai 1988).
Zum 01. Januar 1992 wurde diese Rente umgewertet und angepasst und als Rente
fÃ¼r Bergleute wegen langjÃ¤hriger Unter-Tage-BeschÃ¤ftigung und Vollendung
des 50. Lebensjahres geleistet. Dabei wurden 28 Arbeitsjahre und zusÃ¤tzliche
Entgeltpunkte fÃ¼r den Leistungszuschlag fÃ¼r 27 volle Jahre der Unter-Tage-
TÃ¤tigkeit berÃ¼cksichtigt (Bescheid vom 19. November 1992).

Nachdem der KlÃ¤ger einen Antrag auf KontenklÃ¤rung gestellt hatte, unterrichtete
die Beklagte ihn Ã¼ber die in seinem Versicherungskonto vorgemerkten Zeiten. Der
KlÃ¤ger rÃ¼gte das Fehlen der LeistungszuschlÃ¤ge fÃ¼r seine Unter-Tage-
TÃ¤tigkeit und Ã¼bersandte die Bescheinigung des Leiters des
Grubenrettungswesens der Hauptfeuerwache â�� Grubenwerk â�� der LAG vom 04.
MÃ¤rz 1997.

Mit Bescheid vom 29. Januar/09. Februar 1998 stellte die Beklagte die im
anliegenden Versicherungsverlauf enthaltenen Daten fÃ¼r die Zeit bis zum 31.
Dezember 1991 verbindlich fest. Als stÃ¤ndige Arbeiten unter Tage
berÃ¼cksichtigte sie 328 Monate im Zeitraum vom 22. November 1960 bis 20.
November 1988, woraus 27 volle Jahre resultierten.

Im Januar 1998 beantragte der KlÃ¤ger Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig unter Tage
beschÃ¤ftigte Bergleute und legte danach gegen den Bescheid vom 29. Januar/09.
Februar 1998 Widerspruch ein, mit dem er darauf hinwies, dass er ab 01. Januar
1989 die gleiche TÃ¤tigkeit wie zuvor ausgeÃ¼bt habe. Er fÃ¼gte den
Arbeitsvertrag mit dem VEB BKW F M vom 07. Januar 1965 und die
Arbeitsbescheinigung der LBV mbH vom 15. September 1995 bei.

Mit vorlÃ¤ufigem Rentenbescheid vom 14. April 1998 bewilligte die Beklagte
Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrig unter Tage beschÃ¤ftigte Bergleute ab 01. Juni 1998
bei 6,6355 persÃ¶nlichen Entgeltpunkten (Ost) aus der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten (Ost), 35,7469 persÃ¶nlichen Entgeltpunkten (Ost) aus
der knappschaftlichen Rentenversicherung (Ost) und 5,7500 persÃ¶nlichen
Entgeltpunkten (Ost) als Leistungszuschlag. FÃ¼r die Berechnung des
Leistungszuschlages legte sie die im Bescheid vom 29. Januar/09. Februar 1998
vorgemerkten Zeiten von stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage zugrunde. Die
Berechnung der Rente kÃ¶nne â�� so der Bescheid â�� noch nicht endgÃ¼ltig
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erfolgen, weil die Ermittlungen hinsichtlich der Versicherungszeiten noch nicht
abgeschlossen seien.

Eine PrÃ¼fung des Referates Innenrevision der Beklagten kam zu dem Ergebnis,
dass eine BerÃ¼cksichtigung der Zeit vom 21. Mai bis 20. November 1988 fÃ¼r den
Leistungszuschlag nicht mÃ¶glich sei, da nur Zeiten als Mitglied der fÃ¼r den
Einsatz unter Tage bestimmten Grubenwehr â�� mit Ausnahme der GerÃ¤tewarte
â�� fÃ¼r die Dauer der ZugehÃ¶rigkeit als stÃ¤ndige Arbeiten unter Tage
anerkannt werden kÃ¶nnten. Laut Bescheinigung vom 04. MÃ¤rz 1997 habe der
KlÃ¤ger als Mitglied der Grubenwehr neben seiner Funktion als GerÃ¤te- bzw.
HauptgerÃ¤tewart vom 22. November 1960 bis 20. Mai 1988 (= 50. Lebensjahr) die
TÃ¤tigkeit eines Wehrmannes ausgeÃ¼bt. Nach der Anordnung Ã¼ber das
Grubenrettungswesen ende die Mitgliedschaft der WehrmÃ¤nner mit Vollendung
des 50. Lebensjahres.

Die Beklagte holte die Auskunft der L mbH vom 27. Juli 1998 ein.

Mit Bescheid vom 19. Januar 1999 stellte die Beklagte die Altersrente fÃ¼r
langjÃ¤hrig unter Tage beschÃ¤ftigte Bergleute ab 01. Juni 1998 bei 6,8182
persÃ¶nlichen Entgeltpunkten (Ost) aus der Rentenversicherung der Arbeiter und
Angestellten (Ost), bei 38,1782 persÃ¶nlichen Entgeltpunkten (Ost) aus der
knappschaftlichen Rentenversicheurng (Ost) und bei 7,6250 persÃ¶nlichen
Entgeltpunkten (Ost) als Leistungszuschlag (Ost) neu fest. Als weitere Zeiten von
stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage berÃ¼cksichtigte sie 60 Kalendermonate im
Zeitraum vom 01. Januar 1989 bis 31. Dezember 1993, woraus insgesamt 388
Kalendermonate und 32 volle Jahre resultierten.

Nachdem das Referat Innenrevision der Beklagten erneut Zweifel an der
UntertagetÃ¤tigkeit vom 01. Mai (21. Mai) 1988 bis 31. Dezember 1993 geÃ¤uÃ�ert
hatte, wurden die weiteren AuskÃ¼nfte der LMBV mbH vom 15. Juni 1999 und 22.
Juni 1999 sowie die Telefonauskunft mit dem Leiter der Grubenwehr der LMBV mbH
vom 20. Juli 1999 eingeholt.

Mit Schreiben vom 13. Oktober 1999 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, es sei
beabsichtigt, den Bescheid vom 19. Januar 1999 hinsichtlich der dort
ausgewiesenen RentenhÃ¶he nach MaÃ�gabe des Â§ 45 Sozialgesetzbuch Zehntes
Buch (SGB X) mit Wirkung vom 01. Juni 1998 zurÃ¼ckzunehmen. Die Zeit vom 21.
Mai 1988 bis 31. Dezember 1993 kÃ¶nnte nicht als Zeit von stÃ¤ndigen Arbeiten
unter Tage angerechnet werden. Der KlÃ¤ger habe zwar eine Entlohnung als Unter-
Tage-BeschÃ¤ftigter erhalten. Mit Vollendung des 50. Lebensjahres erfolgten jedoch
generell keine EinsÃ¤tze mehr unter Tage. Die ArbeitsstÃ¤tte habe sich somit
Ã¼ber Tage befunden. Ein Einsatz als Wehrmann sei nur bis Mai 1988 erfolgt. Seit
diesem Zeitpunkt sei der KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich als GerÃ¤tewart bzw.
HauptgerÃ¤tewart eingesetzt gewesen. Der KlÃ¤ger habe die Unrichtigkeit im
Bescheid erkennen kÃ¶nnen, da er in der genannten Zeit nicht unter Tage tÃ¤tig
gewesen sei. Trotz eines fÃ¼r das Jahr 1965 nachgewiesenen Ã�berentgelts ergebe
sich eine Rentenminderung.
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Der KlÃ¤ger verwies darauf, dass er auch nach Vollendung des 50. Lebensjahres
weiter hauptamtlich im Grubenrettungsdienst tÃ¤tig gewesen sei. Dies entspreche
einer Unter-Tage-TÃ¤tigkeit.

Mit Bescheid vom 12. November 1999 hob die Beklagte den Bescheid vom 19.
Januar 1999 mit Wirkung ab 01. Juni 1998 nach MaÃ�gabe der neuen Berechnung
vom 16. September 1999 auf. Der Rentenberechnung legte sie 6,8222 persÃ¶nliche
Entgeltpunkte (Ost) der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten (Ost),
38,3395 persÃ¶nliche Entgeltpunkte (Ost) der knappschaftlichen
Rentenversicherung (Ost) und 6,1250 persÃ¶nliche Entgeltpunkte (Ost) als
Leistungszuschlag (Ost) zugrunde. Dabei berÃ¼cksichtigte sie zwar nicht mehr die
Zeit vom 01. Juni 1988 bis 31. Dezember 1991, jedoch weiterhin die Zeit vom 01.
Januar 1992 bis 31. Dezember 1993 als Zeit von stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage,
woraus 346 Kalendermonate und 28 volle Jahre resultierten. Im Hinblick darauf,
dass der KlÃ¤ger nicht unter Tage tÃ¤tig gewesen sei, hÃ¤tte er die
Rechtswidrigkeit erkennen kÃ¶nnen. Auf Vertrauen kÃ¶nne er sich nicht berufen, da
die Nachzahlung bisher noch nicht ausgezahlt worden sei.

Mit Schreiben vom 10. Januar 2000 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, es sei
beabsichtigt, den Bescheid vom 12. November 1999 hinsichtlich der dort
ausgewiesenen RentenhÃ¶he nach MaÃ�gabe des Â§ 45 SGB X mit Wirkung ab 01.
Juni 1998 zurÃ¼ckzunehmen. Dieser Bescheid enthalte die Zeiten der
BeschÃ¤ftigung mit stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage vom 01. Januar 1992 bis 31.
Dezember 1993, die jedoch, wie bereits im Schreiben vom 13. Oktober 1999
dargelegt, nicht berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten.

Der KlÃ¤ger verwies darauf, dass im Sozialversicherungsausweis bzw. ab 1992 im
BeschÃ¤ftigungsnachweis eine UntertagetÃ¤tigkeit bestÃ¤tigt werde.

Mit Bescheid vom 18. Februar 2000 hob die Beklagte den Bescheid vom 12.
November 1999 ab 01. Juni 1998 nach MaÃ�gabe der neuen Berechnung vom 13.
Dezember 1999 auf. Sie legte der Rentenberechnung 6,8222 persÃ¶nliche
Entgeltpunkte (Ost) aus der Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestellten
(Ost), 38,3395 persÃ¶nliche Entgeltpunkte (Ost) der knappschaftlichen
Rentenversicherung (Ost) und 5,3750 persÃ¶nliche Entgeltpunkte (Ost) als
Leistungszuschlag (Ost) zugrunde. Als Zeiten der stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage
berÃ¼cksichtigte sie nur noch 322 Monate im Zeitraum vom 22. November 1960 bis
31. Mai 1988, woraus 26 volle Jahre resultierten.

Mit den gegen beide Bescheide eingelegten WidersprÃ¼chen machte der KlÃ¤ger
geltend, es sei die Sonderregelung der damaligen Zentralstelle fÃ¼r das
Grubenrettungswesen nicht beachtet worden. Danach habe er die Berechtigung
erhalten, Ã¼ber Mai 1988 hinaus weiterhin als HauptgerÃ¤tewart und Wehrmann
tÃ¤tig zu werden. Auch werde Â§ 41 Abs. 1 Buchstabe h der Ersten
DurchfÃ¼hrungsbestimmung zur Rentenverordnung (1. DB zur RtVO) nicht
beachtet, wonach die TÃ¤tigkeit der hauptamtlich im Grubenrettungsdienst
Eingesetzten als bergmÃ¤nnische TÃ¤tigkeiten gelten.
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Die Beklagte holte die Telefonauskunft der Bergbau BG, Hauptstelle fÃ¼r das
Grubenrettungswesen vom 28. November 2000 ein.

Mit Widerspruchsbescheid vom 26. Juni 2001 hob die Widerspruchsstelle die
Bescheide vom 12. November 1999 und 18. Februar 2000 hinsichtlich der Zeit vor
dem 01. Februar 2000 auf, ordnete die Auszahlung der einbehaltenen Ã�berzahlung
an und sprach den Verzicht auf die RÃ¼ckforderung aus. Im Ã�brigen wies sie den
Widerspruch zurÃ¼ck. MaÃ�gebend seien die Vorschriften des SGB VI und nicht der
RtVO. Nach Â§ 61 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI bzw. Â§ 254 a SGB VI sei eine Gleichstellung
der Grubenwehrzeit mit stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage nicht mÃ¶glich, da der
KlÃ¤ger ab Juni 1988 ausschlieÃ�lich als GerÃ¤tewart bzw. HauptgerÃ¤tewart
eingesetzt gewesen sei. Aufgrund der AnhÃ¶rung sei dem KlÃ¤ger die
Fehlerhaftigkeit der Bescheide bekannt gewesen. Auch unter BerÃ¼cksichtigung
der AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers sehe der Widerspruchsausschuss keine
MÃ¶glichkeit, die Bescheide fÃ¼r die Zeit ab Februar 2000 zu beanstanden.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 06. Juli 2001 beim Sozialgericht Cottbus Klage
erhoben.

Er hat vorgetragen: Die ZÃ¤sur des TÃ¤tigwerdens unter Tage habe in der DDR
hinsichtlich der Vollendung des 50. Lebensjahres nur fÃ¼r ehrenamtliche Mitglieder
der Grubenwehr gegolten, wÃ¤hrend derartiges fÃ¼r hauptamtlich BeschÃ¤ftigte
der Grubenwehr bzw. der Grubenrettungswehr erst mit Vollendung des 60.
Lebensjahres gegolten habe. Hauptamtliche Mitarbeiter des
Grubenrettungsdienstes hÃ¤tten lediglich als WehrmÃ¤nner Ã¼ber das Alter von 50
Jahren hinaus nicht mehr tÃ¤tig sein dÃ¼rfen. Im Ã�brigen sei fÃ¼r die Zeit vor
dem 01. Januar 1992 das Recht der DDR maÃ�gebend. Der KlÃ¤ger hat die
Bescheinigung der DISOS GmbH vom 08. Oktober 2001 beigefÃ¼gt.

Mit Urteil vom 09. April 2003 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen: Die
Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X lÃ¤gen vor. Die Zeit vom 21. Mai 1988 bis 31.
Dezember 1993 sei keine Zeit der Unter-Tage-Arbeiten. Nach Â§ 61 Abs. 2 Nr. 2 SGB
VI seien ab 01. Januar 1992 den Unter-Tage-Arbeiten die Arbeiten als Mitarbeiter
der Grubenwehr, jedoch unter ausdrÃ¼cklicher Ausnahme der GerÃ¤tewarte
gleichgestellt. Nach Â§ 41 der 1. DB zur RtVO gelten die TÃ¤tigkeiten der
hauptamtlich im Grubenrettungsdienst Eingesetzten als bergmÃ¤nnische
TÃ¤tigkeiten. Diese TÃ¤tigkeiten wÃ¼rden nach Â§ 43 der 1. DB zur RtVO bei der
Berechnung des Zuschlags fÃ¼r UntertagetÃ¤tigkeiten zwar berÃ¼cksichtigt, nicht
jedoch den UntertagetÃ¤tigkeiten gleichgestellt. Gesichtspunkte des
Vertrauensschutzes habe der KlÃ¤ger in Anbetracht der Verringerung der Rente um
ca. 20 Euro monatlich bei einer GesamthÃ¶he von mehr als 1250 Euro monatlich
nicht geltend gemacht. Auch habe die Beklagte ihr Ermessen zutreffend
ausgeÃ¼bt.

Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 17. April 2003 zugestellte Urteil
richtet sich die am 08. Mai 2003 eingelegte Berufung des KlÃ¤gers.

Er ist der Ansicht, dass die Voraussetzungen des Â§ 61 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI
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vorliegen, weil nach der Kommentierung im Kasseler Kommentar die
(hauptamtlichen) GerÃ¤tewarte nur ausgenommen seien, wenn sie nicht zugleich
WehrmÃ¤nner seien. Wegen der fÃ¼r ihn bestehenden Sonderregelung sei er
jedoch Ã¼ber das 50. Lebensjahr hinaus zugleich Wehrmann gewesen. Von Juni
1988 bis Dezember 1993 habe es keine Alarme der Grubenwehr gegeben. Die
anderen vier in den BetriebsplÃ¤nen fÃ¼r das Grubenrettungswesen genannten
GerÃ¤tewarte hÃ¤tten den Leistungszuschlag erhalten. Der KlÃ¤ger hat die
BestÃ¤tigung des Leiters des Grubenrettungswesens der Hauptfeuerwache â��
Grubenwehr â�� der LAG vom 04. August 1998, den Betriebsplan fÃ¼r das
Grubenrettungswesen fÃ¼r das Jahr 1992 vom 10. Dezember 1991 sowie das
Schreiben der Bergbau-Berufsgenossenschaft, Hauptstelle fÃ¼r das
Grubenrettungswesen vom 13. Mai 2003 vorgelegt.

Der KlÃ¤ger beantragt

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 09. April 2003 zu Ã¤ndern und die
Bescheide vom 12. November 1999 und 18. Februar 2000 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2001 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das erstinstanzliche Urteil fÃ¼r zutreffend. Allerdings seien die
Regelungen der RtVO und des Art. 2 RentenÃ¼berleitungsgesetz (RÃ�G) nicht
anwendbar. Die Mitgliedschaft des KlÃ¤gers in der Grubenwehr beruhe
ausschlieÃ�lich auf seiner TÃ¤tigkeit als GerÃ¤tewart, nicht jedoch als Wehrmann.

Der Senat hat eingeholt die AuskÃ¼nfte des Landesbergamtes Brandenburg vom
03. Dezember 2003 und 17. MÃ¤rz 2004, denen der Betriebsplan fÃ¼r das
Grubenrettungswesen fÃ¼r das Jahr 1993 nebst Zulassungsbescheid des
Bergamtes Senftenberg vom 08. Februar 1993, der Betriebsplan fÃ¼r das
Grubenrettungswesen fÃ¼r das Jahr 1991 und das Schreiben der Bergbau-
Berufsgenossenschaft â�� Hauptstelle fÃ¼r das Grubenrettungswesen vom 09.
MÃ¤rz 2004 nebst Plan fÃ¼r das Grubenrettungswesen beigefÃ¼gt gewesen sind,
der Iron Mountain DISOSGmbH vom 10. November 2004 sowie der V AG vom 05.
November 2004, 11. MÃ¤rz 2005 und 19. Mai 2005, denen das Ergebnis der
arbeitsmedizinischen Tauglichkeitsuntersuchung den KlÃ¤ger betreffend (zuletzt am
17. Februar 1989 als gerÃ¤tewarttauglich befunden), der Grubenwehrausweis des
KlÃ¤gers (einschlieÃ�lich Eintragungen Ã¼ber die Teilnahme an Aus- und
Weiterbildungen, zuletzt im Mai 1988), der Funktionsplan des HauptgerÃ¤tewartes
Grubenwehr und verschiedene EinsatzauftrÃ¤ge (an denen der KlÃ¤ger nicht
beteiligt war) beigefÃ¼gt gewesen sind.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten und der
beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten (), der Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, verwiesen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist im Wesentlichen unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat die Klage, soweit nicht der Leistungszuschlag fÃ¼r die Zeit
vom 01. Juni bis 20. November 1988 betroffen ist, im Ergebnis zu Recht
abgewiesen. Die Bescheide vom 12. November 1999 und 18. Februar 2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2001 sind insoweit rechtmÃ¤Ã�ig.
Die Voraussetzungen fÃ¼r die RÃ¼cknahme des Bescheides vom 19. Januar 1999
liegen vor. Insbesondere ist letztgenannter Bescheid rechtswidrig, denn er
berÃ¼cksichtigt zu Unrecht einen Leistungszuschlag fÃ¼r die Zeit vom 21.
November 1988 bis 31. Dezember 1993. WÃ¤hrend dieser Zeit Ã¼bte der KlÃ¤ger
keine stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage oder gleichgestellte Arbeiten aus. Der
Bescheid vom 19. Januar 1999 ist jedoch rechtmÃ¤Ã�ig, soweit er einen
Leistungszuschlag fÃ¼r die Zeit vom 01. Juni bis 20. November 1988 enthÃ¤lt, denn
die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r diesen Leistungszuschlag wurden mit
dem nicht zurÃ¼ckgenommenen Bescheid vom 29. Januar/09. Februar 1998
vorgemerkt.

Soweit ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen Vorteil
begrÃ¼ndet oder bestÃ¤tigt hat (begÃ¼nstigender Verwaltungsakt), rechtswidrig
ist, darf er, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, nur unter den
EinschrÃ¤nkungen der AbsÃ¤tze 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft oder fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden (Â§ 45 Abs. 1
SGB X). Ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt darf nach Â§ 45 Abs. 2
SGB X nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand
des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an der RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Das Vertrauen ist in
der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte Leistungen verbraucht
oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann. Auf Vertrauen kann sich der
BegÃ¼nstigte u. a. nicht berufen, soweit er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte, wobei
grobe FahrlÃ¤ssigkeit dann vorliegt, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche
Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat. Ein rechtswidriges
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt mit Dauerwirkung kann nach Â§ 45 Abs. 2 SGB X
nur bis zum Ablauf von zwei Jahren nach seiner Bekanntgabe zurÃ¼ckgenommen
werden (Â§ 45 Abs. 3 Satz 1 SGB X). Nach Â§ 45 Abs. 4 SGB X wird der
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit nur in den FÃ¤llen von Â§ 45
Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 SGB X zurÃ¼ckgenommen, also insbesondere dann,
wenn der BegÃ¼nstigte die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder
infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte.

Der Bescheid vom 19. Januar 1999, mit dem der Bescheid vom 14. April 1998
geÃ¤ndert wurde, der bereits auf der Grundlage des Bescheides vom 29. Januar/09.
Februar 1998 als Zeit von stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage die Zeit vom 01. Juni
1988 bis 20. November 1988 anrechnete, ist, soweit er die weitere Zeit vom 01.
Januar 1989 bis 31. Dezember 1993 als Zeit von stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage
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berÃ¼cksichtigte, rechtswidrig.

Nach Â§ 64 SGB VI unter BerÃ¼cksichtigung der fÃ¼r das Beitrittsgebiet geltenden
Regelungen der Â§Â§ 254 b â�� 254 d, Â§Â§ 255 a, 255 b, Â§ 265 a Abs. 1 SGB VI
ergibt sich der Monatsbetrag der Rente, wenn die unter BerÃ¼cksichtigung des
Zugangsfaktors ermittelten persÃ¶nlichen Entgeltpunkte, der Rentenartfaktor und
der aktuelle Rentenwert mit ihrem Wert bei Rentenbeginn miteinander
vervielfÃ¤ltigt werden. Liegen der Rente persÃ¶nliche Entgeltpunkte sowohl der
knappschaftlichen Rentenversicherung als auch der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten zugrunde, sind aus den persÃ¶nlichen Entgeltpunkten der
knappschaftlichen Rentenversicherung und denen der Rentenversicherung der
Arbeiter und Angestellten MonatsteilbetrÃ¤ge zu ermitteln, deren Summe den
Monatsbetrag der Rente ergibt (Â§ 80 SGB VI). Zur Summe aller Entgeltpunkte der
knappschaftlichen Rentenversicherung gehÃ¶ren auch Entgeltpunkte aus dem
Leistungszuschlag (Â§ 81 Abs. 1 SGB VI).

Nach Â§ 85 SGB VI erhalten Versicherte nach sechs Jahren stÃ¤ndiger Arbeiten
unter Tage fÃ¼r jedes volle Jahr mit solchen Arbeiten vom 6. bis zum 10. Jahr 0,125,
vom 11. bis zum 20. Jahr 0,25 und fÃ¼r jedes weitere Jahr 0,375 zusÃ¤tzliche
Entgeltpunkte (Leistungszuschlag). Die zusÃ¤tzlichen Entgeltpunkte werden den
Kalendermonaten mit stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage zu gleichen Teilen
zugeordnet.

StÃ¤ndige Arbeiten unter Tage sind nach Â§ 61 Abs. 1 SGB VI solche Arbeiten nach
dem 31. Dezember 1967, die nach ihrer Natur ausschlieÃ�lich unter Tage
ausgeÃ¼bt werden.

Nach Â§ 61 Abs. 2 SGB VI werden den stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage
gleichgestellt:

1. Arbeiten, die nach dem TÃ¤tigkeitsbereich der Versicherten sowohl unter Tage
als auch Ã¼ber Tage ausgeÃ¼bt werden, wenn sie wÃ¤hrend eines
Kalendermonats in mindestens 18 Schichten Ã¼berwiegend unter Tage ausgeÃ¼bt
worden sind; Schichten, die in einem Kalendermonat wegen eines auf einen
Arbeitstag fallenden Feiertags ausfallen, gelten als Ã¼berwiegend unter Tage
verfahrene Schichten,

2. Arbeiten als Mitglieder, der fÃ¼r den Einsatz unter Tage bestimmten Grubenwehr
mit Ausnahme als GerÃ¤tewarte, fÃ¼r die Dauer der ZugehÃ¶rigkeit,

3. Arbeiten als Mitglieder des Betriebsrates, wenn die Versicherten bisher stÃ¤ndige
Arbeiten unter Tage oder nach Nummern 1 oder 2 gleichgestellte Arbeiten
ausgeÃ¼bt haben und im Anschluss daran wegen der BetriebsratstÃ¤tigkeit von
diesen Arbeiten freigestellt worden sind.

Nach Â§ 254 a SGB VI sind stÃ¤ndige Arbeiten unter Tage darÃ¼ber hinaus die im
Beitrittsgebiet vor dem 01. Januar 1992 Ã¼berwiegend unter Tage ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeiten.

                             8 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/64.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/80.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/81.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/85.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/61.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/61.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/254a.html


 

Der Begriff der stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage kann vorliegend nicht unmittelbar
aus dem Recht der DDR, insbesondere aus Â§ 41 Abs. 1 Buchstabe h 1. DB zur RtVO
entnommen werden. Dies folgt daraus, dass weder eine Rente nach den
Vorschriften der DDR zu berechnen ist, noch eine solche nach Art. 2 RÃ�G, der in Â§
23 Abs. 2 Nr. 6 eine entsprechende Regelung enthÃ¤lt, wonach Untertagearbeiten
Arbeiten als hauptamtlich im Grubenrettungsdienst Eingesetzter sind. Vielmehr
geht es um die Ermittlung der RentenhÃ¶he nach den Regelungen des SGB VI.
Mithin bestimmt ausschlieÃ�lich dieses Recht, wie die HÃ¶he der Rente zu
errechnen ist. Dies schlieÃ�t zwar nicht aus, dass Regelungen des Rechts der DDR
anwendbar sind. Dies gilt jedoch nur insoweit, als dies in Ã�bergangsvorschriften
dieses Gesetzbuches ausdrÃ¼cklich bestimmt ist.

Als solche Bestimmung ist Â§ 254 a SGB VI anzusehen. Daraus folgt jedoch nicht,
dass TÃ¤tigkeiten bzw. Arbeiten der hauptamtlich im Grubenrettungsdienst
Eingesetzten stÃ¤ndige Arbeiten unter Tage sind.

Wie das Bundessozialgericht (BSG) im Urteil vom 16. Mai 2001 â�� B 8 KN 10/00 R
(abgedruckt in SozR 3-2600 Â§ 61 Nr. 1) entschieden hat, werden ausgehend vom
Wortlaut des Â§ 254 a SGB VI nur diejenigen Arbeiten gleichgestellt, die
Ã¼berwiegend unter Tage "ausgeÃ¼bt" worden sind. In der GesetzesbegrÃ¼ndung
des RÃ�G, durch welches diese Vorschrift mit Wirkung zum 01. Januar 1992 in das
SGB VI eingefÃ¼gt wurde, wird erlÃ¤utert, dass das Rentenrecht der ehemaligen
DDR den Begriff der "stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage" nicht kennt, sondern den der
Ã¼berwiegenden UntertagetÃ¤tigkeit. Da jedoch noch eine gewisse
Vergleichbarkeit beider Begriffe gegeben sei, bestimme die Vorschrift, dass die
nach DDR-Recht Ã¼berwiegend unter Tage "verrichteten" TÃ¤tigkeiten den
stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage gleichstehen (vgl. Bundestagsdrucksache 12/405 S.
126 zu Nr. 60 = Â§ 254 a SGB VI). Die zeitgleich in Art. 2 Â§ 23 Abs. 2 RÃ�G
enthaltene Definition der "UntertagetÃ¤tigkeit" ist in Â§ 254 a SGB VI nicht
Ã¼bernommen worden, so dass sich die Gleichstellung mit "stÃ¤ndigen Arbeiten
unter Tage" vielmehr auf tatsÃ¤chlich Ã¼berwiegend unter Tage "ausgeÃ¼bte"
TÃ¤tigkeiten beschrÃ¤nkt.

StÃ¤ndige Arbeiten unter Tage nach Â§ 61 Abs. 1 SGB VI Ã¼bte der KlÃ¤ger im
Zeitraum vom 21. November 1988 bis 31. Dezember 1993 nicht aus, denn die
Grubenrettungsstelle befand sich nach der von der Beklagten eingeholten
telefonischen Auskunft des Leiters der Grubenwehr der LMBV mbH vom 20. Juli
1999 Ã¼ber Tage, was im Ã�brigen auch vom KlÃ¤ger nicht in Frage gestellt wird.

Von den in Â§ 61 Abs. 2 SGB VI den stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage gleichgestellten
Arbeiten kommen Ã¼berhaupt nur Arbeiten als Mitglieder der fÃ¼r den Einsatz
unter Tage bestimmten Grubenwehr in Betracht. Allerdings nimmt Â§ 61 Abs. 2 Nr.
2 SGB VI insoweit solche Mitglieder der Grubenwehr aus, die GerÃ¤tewarte sind.

Der KlÃ¤ger war (auch) im Zeitraum vom 21. November 1988 bis 31. Dezember
1993 Mitglied der Grubenwehr. In dieser Grubenwehr hatte er die Funktion eines
hauptamtlichen GerÃ¤te- bzw. HauptgerÃ¤tewarts.
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Die BeschÃ¤ftigung als GerÃ¤tewart bzw. HauptgerÃ¤tewart der Grubenwehr ergibt
sich hierbei aus dem Arbeitsvertrag mit dem VEB BKW F M vom 07. Januar 1965, in
dem eine TÃ¤tigkeit als GerÃ¤temechaniker in der Grubenrettungsstelle
ausgewiesen ist, in Verbindung mit dem Ã�nderungsvertrag mit dem VEB BKW S
vom 10. Dezember 1980, der wegen wirtschaftsorganisatorischer MaÃ�nahmen
geschlossen wurde und weiterhin die BeschÃ¤ftigung als GerÃ¤tewart "u. T.", also
unter Tage als Mitglied der Grubenrettungsstelle, ausweist sowie aus den
Mitteilungen der LAGÃ¼ber die maÃ�gebliche Tarifgruppe ab 01. Januar 1991 bzw.
ab 01. Oktober 1993, die als ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bzw. Tariffunktion die eines
GerÃ¤tewartes bzw. HauptgerÃ¤tewartes der Grubenwehr benennen. Aus der der
Auskunft der V AG vom 11. MÃ¤rz 2005 beigefÃ¼gten Funktionsbeschreibung ist
der HauptgerÃ¤tewart der Grubenwehr in seinem rÃ¤umlichen Funktionsbereich
Grubenrettungsstelle/StÃ¼tzpunkt Grubenwehr/Betrieb u. a. verantwortlich fÃ¼r
die Instandsetzung der GerÃ¤te und Einrichtungen der Grubenwehr, fÃ¼r die
Einsatzbereitschaft der AtemschutzausrÃ¼stung, die Einsatzfahrzeuge und die
technischen Hilfsmittel, fÃ¼r die Anleitung der GerÃ¤tewarte und die Ausbildung
der GerÃ¤teanwÃ¤rter, fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der Unterweisungen der
GerÃ¤tetrÃ¤ger im Umgang mit der Atemschutztechnik und Gasmesstechnik und
fÃ¼r die Besetzung der Bereitschaftsstelle im Einsatzfall.

Die ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zur Grubenwehr wird durch die ebenfalls von der V
AG mit selbem Schriftsatz Ã¼bersandten Kopie des Grubenwehrausweises belegt,
wobei sich dort allerdings Eintragungen Ã¼ber die Teilnahme an Aus- und
Weiterbildungen lediglich bis Mai 1988 und Ã¼ber Ã¤rztliche Untersuchungen
lediglich bis Januar 1988 finden. Allerdings weist die auÃ�erdem vorgelegte Kopie
der Karteikarte Ã¼ber das Ergebnis der arbeitsmedizinischen
Tauglichkeitsuntersuchung fÃ¼r Mitglieder der Gruben- und Gasschutzwehren eine
letztmalige Untersuchung am 17. Februar 1989 aus, wonach der KlÃ¤ger als
GerÃ¤tewart fÃ¼r tauglich beurteilt wurde. Die Mitgliedschaft in der Grubenwehr
ergibt sich zudem aus den vorliegenden BetriebsplÃ¤nen fÃ¼r das
Grubenrettungswesen fÃ¼r die Jahre 1991 bis 1993. Dort wird der KlÃ¤ger jeweils
unter Ziffer 3 (Grubenwehr) 3.6 (Mitgliederverzeichnis) mit der Stellung in der Wehr
als HauptgerÃ¤tewart unter den laufenden Nummern 19, 18 bzw. 15 aufgefÃ¼hrt.

Die Funktion als GerÃ¤te- bzw. HauptgerÃ¤tewart und die Mitgliedschaft in der
Grubenwehr wird darÃ¼ber hinaus in den Schreiben des Leiters des
Grubenrettungswesens der Hauptfeuerwache â�� Grubenwehr â�� der LAGvom 04.
MÃ¤rz 1997, der LMBV mbH vom 15. Juni 1999 und 22. Juni 1999, des Leiters des
Grubenrettungswesens vom 04. August 1998, der Iron Mountain DISOS GmbH vom
10. November 2004, der V AG vom 11. MÃ¤rz 2005, des Landesbergamtes
Brandenburg vom 17. MÃ¤rz 2004 und der Bergbau-Berufsgenossenschaft â��
Hauptstelle fÃ¼r das Grubenrettungswesen vom 09. MÃ¤rz 2004 bestÃ¤tigt.

Die vom KlÃ¤ger als GerÃ¤te- bzw. HauptgerÃ¤tewart verrichteten Arbeiten als
Mitglied der Grubenwehr begrÃ¼nden jedoch wegen Â§ 61 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI nicht
die Gleichstellung mit stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage.

Daran vermag das unter Ziffer 3.7 der BetriebsplÃ¤ne fÃ¼r das
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Grubenrettungswesen fÃ¼r die Jahre 1991 bis 1993 bestÃ¤tigte EinverstÃ¤ndnis zur
Abweichung von Vorschriften fÃ¼r das Grubenrettungswesen, das auch den
KlÃ¤ger erfasste, nichts zu Ã¤ndern. Auch wenn das EinverstÃ¤ndnis des Leiters der
Zentralstelle nicht mehr auffindbar bzw. vorhanden ist (vgl. die AuskÃ¼nfte des
Landesbergamtes Brandenburg vom 17. MÃ¤rz 2004 und der Bergbau-
Berufsgenossenschaft â�� Hauptstelle fÃ¼r das Grubenrettungswesen vom 09.
MÃ¤rz 2004), ist der Senat davon Ã¼berzeugt, dass ein solches tatsÃ¤chlich
bestand, denn ansonsten wÃ¤ren die BetriebsplÃ¤ne so nicht genehmigt worden
(vgl. auch in diesem Sinne die Auskunft des Landesbergamtes Brandenburg vom 17.
MÃ¤rz 2004). Der Senat ist ebenfalls davon Ã¼berzeugt, dass ein solches
EinverstÃ¤ndnis auch fÃ¼r die Zeit bis 31. Dezember 1990 vorlag, denn nur dieses
konnte fÃ¼r die Zeit nach Vollendung des 50. Lebensjahres die weitere
Mitgliedschaft des KlÃ¤gers in der Grubenwehr mit der Funktion eines GerÃ¤te-
bzw. HauptgerÃ¤tewartes begrÃ¼nden.

Nach Â§ 4 Abs. 1 Anordnung Ã¼ber das Grubenrettungswesen und das
Gasschutzwesen vom 30. September 1987 (GBl DDR I 1987, 266) â�� GGW-AO â��
hatten die Betriebe gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2 Buchstabe b GGW-AO eine Grubenwehr
oder Gasschutzwehr zu bilden. Die Grubenwehr hatte nach Â§ 4 Abs. 2 GGW-AO
mindestens aus folgenden Wehrmitgliedern zu bestehen: 4 OberfÃ¼hrern (davon
ein Leiter der Wehr), 4 AtemschutzgerÃ¤tewarten, 5 GruppenfÃ¼hrern, 7
WehrmÃ¤nnern. FÃ¼r die ZugehÃ¶rigkeit zur Wehr galten nach Â§ 7 Abs. 1 GGW-
AO die arbeitsrechtlichen Bestimmungen und die Bestimmungen dieser Anordnung.
Mitglieder der Wehren konnten WerktÃ¤tige sein, die u. a. als Mitglieder der
Grubenwehr das 19. Lebensjahr vollendet und das 50. Lebensjahr noch nicht
Ã¼berschritten hatten (Â§ 7 Abs. 2 Buchstabe d GGW-AO). Nach Â§ 7 Abs. 4 GGW-
AO konnten die hauptamtlich tÃ¤tigen OberfÃ¼hrer und AtemschutzgerÃ¤tewarte
in begrÃ¼ndeten FÃ¤llen mit Zustimmung des Leiters der Zentralstelle (Â§ 1 Abs. 7
GGW-AO) ihre Funktion in den Grubenwehren bis zur Vollendung des 60.
Lebensjahres und in den Gasschutzwehren bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
weiter ausfÃ¼hren.

Ab dem Jahr 1993 bedurfte es allerdings der in Â§ 7 Abs. 4 GGW-AO bestimmten
Zustimmung fÃ¼r AtemschutzgerÃ¤tewarte nicht mehr, denn nach dem seither
geltenden Plan fÃ¼r das Grubenrettungswesen, der der Auskunft des
Landesbergamtes Brandenburg vom 17. MÃ¤rz 2004 beigefÃ¼gt gewesen ist, gibt
es fÃ¼r GerÃ¤tewarte keine besondere Regelung mehr Ã¼ber das Ausscheiden bei
Erreichen eines bestimmten Lebensalters. Nach Ziffer 2.1.2 dieses Planes setzt sich
die Grubenwehr aus den OberfÃ¼hrern (ein OberfÃ¼hrer ist als Leiter der
Grubenwehr, weitere als stellvertretende OberfÃ¼hrer zu bestellen), den
TruppfÃ¼hrern, den WehrmÃ¤nnern und den GerÃ¤tewarten (ein GerÃ¤tewart ist
als HauptgerÃ¤tewart der Gruppenwehr zu bestellen) zusammen. Nach Ziffer 2.4
dieses Planes endet die Mitgliedschaft in der Grubenwehr durch Austritt, wenn bei
der arbeitsmedizinischen Untersuchung vom Arzt dauernde gesundheitliche
Bedenken fÃ¼r den Dienst in der Grubenwehr erhoben werden, fÃ¼r WehrmÃ¤nner
und TruppfÃ¼hrer mit Vollendung des 50., fÃ¼r OberfÃ¼hrer mit Vollendung des
55. Lebensjahres oder durch Ausschluss. Dieser Plan hat somit fÃ¼r GerÃ¤tewarte,
wie in der Auskunft des Landesbergamtes Brandenburg vom 17. MÃ¤rz 2004
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ausgefÃ¼hrt, ab 1993 Â§ 7 Abs. 4 GGW-AO sozusagen "aufgeweicht".

Das in den BetriebsplÃ¤nen fÃ¼r das Grubenrettungswesen fÃ¼r die Jahre 1991 bis
1993 genannte EinverstÃ¤ndnis den KlÃ¤ger betreffend beruht auf Â§ 7 Abs. 4 GGW-
AO (so auch Auskunft des Landesbergamtes Brandenburg vom 17. MÃ¤rz 2004).
Dieses EinverstÃ¤ndnis betrifft jedoch, wie in diesen BetriebsplÃ¤nen
ausdrÃ¼cklich genannt, (nur) den "Einsatz als hauptamtlicher GerÃ¤tewart".

Da Arbeiten eines GerÃ¤tewartes wegen Â§ 61 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI den stÃ¤ndigen
Arbeiten unter Tage nicht gleichstehen, vermag somit dieses EinverstÃ¤ndnis zum
"Einsatz als hauptamtlicher GerÃ¤tewart" Ã¼ber das 50. Lebensjahr hinaus keine
andere Rechtsfolge zu entfalten.

Etwas anderes ist nur in zwei FÃ¤llen denkbar. Zum einen betrifft dies GerÃ¤te- und
HauptgerÃ¤tewarte, die gleichzeitig WehrmÃ¤nner sind (Kasseler Kommentar,
Sozialversicherungsrecht, 36. EL, SGB VI, Niesel, Â§ 61 Rdnr. 8; Hauck/Haines, SGB
VI, Lieferung 2/03, Diel, K Â§ 61 Rdnr. 25; Gesamtkommentar (GK) SGB VI, Lieferung
Dezember 2001, Pott, Â§ 61 Rdnr. 36). Zum anderen betrifft dies Arbeiten von
Versicherten, die grubenwehrtauglich sind, die fÃ¼r WehrmÃ¤nner
vorgeschriebenen Ã�bungen ableisten und jederzeit als WehrmÃ¤nner zu
EinsÃ¤tzen hinzugezogen werden kÃ¶nnen (Hauck/Haines, a.a.O. K Â§ 61 Rdnr. 25;
GK-SGB VI, a.a.O., Â§ 61 Rdnr. 36; vgl. auch Verbandskommentar, 31. EL, Â§ 61 SGB
VI Ziffer 4.2, wonach beide Alternativen kumulativ vorliegen mÃ¼ssen).

Der KlÃ¤ger war nach Mai 1988 nicht zugleich Wehrmann.

Im Schreiben des Leiters Grubenrettungswesen/Atemschutz der Hauptfeuerwache
â�� Grubenwehr â�� LAG vom 04. MÃ¤rz 1997 wird eine Mitgliedschaft zur
Grubenwehr und eine Funktion als GerÃ¤te- bzw. HauptgerÃ¤tewart bis 31.
Dezember 1993, eine TÃ¤tigkeit als Wehrmann jedoch lediglich bis zum 20. Mai
1988 bestÃ¤tigt. Nichts anderes folgt aus der BestÃ¤tigung des Leiters
Grubenrettungswesen der Hauptfeuerwache â�� Grubenwehr â�� LAG vom 04.
August 1998. Die Iron Mountain DISOSGmbH hat in ihrer Auskunft vom 10.
November 2004 keinen Nachweis Ã¼ber eine TÃ¤tigkeit als Wehrmann nach Mai
1988 feststellen kÃ¶nnen. Die V AG hat in ihrer Auskunft vom 05. November 2004
mitgeteilt, dass der KlÃ¤ger seither neben seiner TÃ¤tigkeit als GerÃ¤tewart nicht
als Wehrmann eingesetzt worden sei. In ihrer weiteren Auskunft vom 11. MÃ¤rz
2005 hat sie darauf hingewiesen, dass als Wehrmann jedes Grubenwehrmitglied
eingesetzt werden konnte, das eine bergmÃ¤nnische und atemschutztechnische
Ausbildung abgeschlossen hatte, grubenwehrtauglich war und in den Grenzen der
Altersbereiche lag. In ihrer letzten Auskunft vom 19. Mai 2005 wird dargelegt, dass
der KlÃ¤ger nicht als Wehrmann in Verbindung mit AtemschutzgerÃ¤ten wegen der
maximalen Altersgrenze von 50 Jahren hÃ¤tte eingesetzt werden kÃ¶nnen.
Grubentauglichkeit und Atemschutztauglichkeit seien unterschiedliche
UntersuchungsgrundsÃ¤tze. Der KlÃ¤ger sei zwar grubentauglich gewesen. Die
Atemschutztauglichkeit sei jedoch nach dem 50. Lebensjahr nicht mehr untersucht
worden. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte daher lediglich bei EinsÃ¤tzen ohne Benutzung von
AtemschutzgerÃ¤ten Ã¼ber und unter Tage eingesetzt werden kÃ¶nnen.
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Die maÃ�gebliche Rechtslage bestÃ¤tigt diese AuskÃ¼nfte. So konnten nach Â§ 7
Abs. 4 GGW-AO zwar AtemschutzgerÃ¤tewarte und hauptamtlich tÃ¤tige
OberfÃ¼hrer mit Zustimmung des Leiters der Zentralstelle, nicht jedoch
WehrmÃ¤nner ihre Funktion in den Grubenwehren bis zur Vollendung des 60.
Lebensjahres bzw. 65. Lebensjahres weiter ausfÃ¼hren. DemgemÃ¤Ã�
beschrÃ¤nkte sich die o. g. Zustimmung nach den BetriebsplÃ¤nen fÃ¼r das
Grubenrettungswesen fÃ¼r 1991 bis 1993 ausschlieÃ�lich auf einen "Einsatz als
hauptamtlicher GerÃ¤tewart".

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt auch nicht die andere Alternative der Gleichstellung mit
stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage.

Er war zwar grubenwehrtauglich, was sich aus Ziffer 3.8 der BetriebsplÃ¤ne fÃ¼r
das Grubenrettungswesen fÃ¼r die Jahre 1991 bis 1993 ergibt. Er leistete jedoch
nicht alle fÃ¼r WehrmÃ¤nner vorgeschriebene Ã�bungen. Wie die V AG in ihrer
Auskunft vom 19. Mai 2005 angegeben hat, nahm der KlÃ¤ger zwar an allen Aus-
und Weiterbildungen, nicht jedoch an GrubenwehrÃ¼bungen mit angelegtem
AtemschutzgerÃ¤t teil. Deswegen konnte er auch nicht jederzeit als Wehrmann zu
EinsÃ¤tzen herangezogen werden, denn fÃ¼r EinsÃ¤tze in Verbindung mit
AtemschutzgerÃ¤ten kam er gerade nicht in Betracht, wie aus dieser Auskunft
ebenfalls hervorgeht.

Der Leistungszuschlag fÃ¼r den Zeitraum vom 21. November 1988 bis 31.
Dezember 1993 wurde mithin zu Unrecht gewÃ¤hrt.

Soweit sich der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber den anderen in den BetriebsplÃ¤nen fÃ¼r das
Grubenrettungswesen genannten GerÃ¤tewarten gleichheitswidrig behandelt
fÃ¼hlt, denen bei gleicher Sachlage, falls dies tatsÃ¤chlich so sein sollte, ein
Leistungszuschlag gewÃ¤hrt worden sei, vermag der Senat dies nachzuvollziehen.
Daraus folgt jedoch nicht, dass im Fall des KlÃ¤gers in derselben Weise verfahren
werden kann. Nach Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG) sind die vollziehende Gewalt
und die Rechtsprechung an Gesetz und Recht gebunden. Wird eine zuerkannte
BegÃ¼nstigung als rechtswidrig erkannt, ist die Beklagte aufgefordert zu prÃ¼fen,
ob der entsprechende Verwaltungsakt nach den Regeln des
Verwaltungsverfahrensrechts wegen Rechtswidrigkeit zurÃ¼ckzunehmen ist. Im
Falle des KlÃ¤gers liegen diese Voraussetzungen, wie nachfolgend ausgefÃ¼hrt,
vor. In der gleichen Weise mag die Beklagte gehalten sein, die Rentenbescheide der
genannten Kollegen auf Rechtswidrigkeit zu Ã¼berprÃ¼fen und, falls dies mÃ¶glich
sein sollte, entsprechend zu Ã¤ndern. FÃ¼r das Verfahren des KlÃ¤gers ist dies
allerdings ohne jeglichen Belang.

Die weiteren Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X sind erfÃ¼llt.

Der KlÃ¤ger mag zwar zum maÃ�geblichen Zeitpunkt fÃ¼r das Kennen oder
KennenmÃ¼ssen der Rechtswidrigkeit bei Erlass des zurÃ¼ckzunehmenden
Bescheides (vgl. Wiesner in von Wulffen, SGB X, 4. Auflage, Â§ 45 Rdnr. 23) vom 19.
Januar 1999 auf seinen Bestand vertraut haben, denn selbst dem zustÃ¤ndigen
Mitarbeiter der Beklagten war trotz des PrÃ¼fvermerks ihres Referates
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Innenrevision vom 28. April 1998 die wahre Sachlage nicht bewusst. Allerdings war
sein Vertrauen jedenfalls fÃ¼r die Zeit, ab dem die RÃ¼cknahme wirksam ist,
nÃ¤mlich ab 01. Februar 2000 aufgrund der AnhÃ¶rung mit Schreiben der
Beklagten vom 13. Oktober 1999 nicht mehr schutzwÃ¼rdig, da er ab diesem
Zeitpunkt gutglÃ¤ubig die erbrachten Leistungen nicht mehr verbrauchen oder eine
VermÃ¶gensdisposition treffen konnte. Dass der KlÃ¤ger vor diesem Zeitpunkt
langfristige VermÃ¶gensdispositionen im Hinblick auf den Leistungszuschlag
getroffen hÃ¤tte, hat er im AnhÃ¶rungsverfahren nicht geltend gemacht. Damit sind
keine Interessen des KlÃ¤gers am weiteren Fortbestand des Bescheides vom 19.
Januar 1999 vorhanden, die in eine AbwÃ¤gung einzustellen wÃ¤ren, so dass das
Ã¶ffentliche Interesse an der RÃ¼cknahme die Beseitigung dieses Bescheides
gebietet.

Die Frist des Â§ 45 Abs. 3 Satz 1 SGB X ist gewahrt. Auch der letzte Bescheid vom
18. Februar 2000 ist innerhalb von zwei Jahren seit Erlass des Bescheides vom 19.
Januar 1999 ergangen.

Die Jahresfrist des Â§ 45 Abs. 4 (Satz 2 SGB X) hinsichtlich der RÃ¼cknahme eines
rechtswidrigen begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes fÃ¼r die Vergangenheit und
damit fÃ¼r die Zeit ab 01. Februar 2000 bis zum Erlass des Bescheides vom 18.
Februar 2000 ist ebenfalls gewahrt. Sichere Kenntnis Ã¼ber die maÃ�geblichen
Tatsachen hatte die Beklagte erst aufgrund der AuskÃ¼nfte der L mbH vom 15. Juni
1999 und 22. Juni 1999 sowie der telefonischen Auskunft des Leiters der
Grubenwehr der LMBV mbH vom 20. Juli 1999 erlangt. Diese Ermittlungen wurden
von der Beklagten gerade im Hinblick auf die im MÃ¤rz 1999 erneut aufgetauchten
Zweifel am Vorliegen von stÃ¤ndigen Arbeiten unter Tage angestellt. Die
notwendige ausreichende Kenntnis hat somit nicht vor Ablauf der Ermittlungen
bestanden.

Die Beklagte hat auch eine ausreichende Ermessensentscheidung getroffen. In
ihren AnhÃ¶rungsschreiben vom 13. Oktober 1999 und 10. Januar 2000 hat sie
mitgeteilt, dass nach Aktenlage keine UmstÃ¤nde vorliegen, die sie veranlassen
kÃ¶nnten, von der RÃ¼cknahme des Rentenbescheides abzusehen, zumal die
Minderung des Rentenzahlbetrages keine besondere HÃ¤rte darstelle. Im Rahmen
der AnhÃ¶rung hat der KlÃ¤ger lediglich GrÃ¼nde geltend gemacht, aus denen sich
die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Leistungszuschlages ergeben soll. Gesichtspunkte, die im
Rahmen einer Ermessensentscheidung in Betracht zu ziehen sind, hat er hingegen
nicht vorgetragen. Ermessen braucht jedoch nur insoweit ausgeÃ¼bt zu werden, als
hierfÃ¼r geeignete Tatsachen vorhanden sind. Diese sind, soweit sie nicht
aktenkundig sind, vom Betroffenen bis zum Abschluss des Widerspruchsverfahrens
geltend zu machen (vgl. Wiesner in von Wulffen, SGB X, a.a.O., Â§ 45 Rdnr. 4
m.w.N.). Angesichts dessen ist es genÃ¼gend, wenn die Beklagte in den
Bescheiden vom 12. November 1999 und 18. Februar 2000 dargelegt hat, dass
unter BerÃ¼cksichtigung der vorgebrachten EinwÃ¤nde die gebotene
Ermessensentscheidung nicht zu einer gÃ¼nstigeren Entscheidung gefÃ¼hrt hat.

Soweit die Bescheide vom 12. November 1999 und vom 18. Februar 2000 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Juni 2001 bei der Rentenberechnung
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einen Leistungszuschlag fÃ¼r die Zeit vom 01. Juni bis 20. November 1988 nicht
berÃ¼cksichtigen, sind sie rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger in seinen
Rechten. Die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r diesen Leistungszuschlag
hatte die Beklagte mit Bescheid vom 29. Januar/09. Februar 1998 vorgemerkt.

Letztgenannter Bescheid ist nicht zurÃ¼ckgenommen, so dass er ungeachtet der
materiellen Rechtslage die Rechtsgrundlage fÃ¼r den Bescheid vom 19. Januar
1999 bezÃ¼glich des Leistungszuschlages fÃ¼r die Zeit vom 01. Juni bis 20.
November 1988 bildet.

Eine â�� auch â�� konkludente RÃ¼cknahme ist ausgeschlossen, da der Bescheid
vom 12. November 1999 ausdrÃ¼cklich nur auf den Bescheid vom 19. Januar 1999
Bezug nimmt und auÃ�erdem â�� insoweit maÃ�gebend entscheidend â�� die
VerfÃ¼gungssÃ¤tze eines Rentenbescheides, nÃ¤mlich Regelung der RentenhÃ¶he,
wobei die zugrunde liegenden rentenrechtlichen Zeiten nicht an der
Bindungswirkung teilnehmen und nur BegrÃ¼ndungselemente sind, und eines
Vormerkungsbescheides, nÃ¤mlich Regelung von tatbestandlichen
Voraussetzungen einer rentenrechtlichen Zeit bzw. eines Sachverhaltes, nicht
identisch sind. Mangels IdentitÃ¤t bedingt somit die Regelung der RentenhÃ¶he
nicht zwingend notwendig die Abweichung von einem Vormerkungsbescheid. In
einem solchen Fall kann daher in der NichterwÃ¤hnung des
Vormerkungsbescheides nicht seine konkludente, also schlÃ¼ssige Ã�nderung
enthalten sein.

Die Berufung hat somit lediglich zu einem geringen Teil Erfolg.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) und
entspricht dem Ergebnis des Rechtsstreits.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfÃ¼r (Â§ 160 Abs. 2
Nrn. 1 und 2 SGG) nicht vorliegen.

Erstellt am: 08.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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